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unterstreichend, dass alle Mitgliedstaaten verpflichtet sind, die vom Sicherheitsrat ver-
abschiedeten bindenden Maßnahmen vollinhaltlich durchzuführen,

1. ersucht den Generalsekretär, die notwendigen Schritte zur Verstärkung der Zu-
sammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der INTERPOL zu ergreifen, um die
Ausschüsse mit besseren Instrumenten zur wirksameren Erfüllung ihres Mandats auszustat-
ten und den Mitgliedstaaten bessere Instrumente auf freiwilliger Grundlage zur Durchführung
der vom Sicherheitsrat verabschiedeten und von den Ausschüssen überwachten Maßnahmen
sowie ähnlicher Maßnahmen an die Hand zu geben, die der Rat in Zukunft verabschiedet, ins-
besondere das Einfrieren von Vermögenswerten, Reiseverbote und Waffenembargos;

2. ermutigt die Mitgliedstaaten, die von der INTERPOL angebotenen Instrumente,
insbesondere das globale Polizeikommunikationssystem I-24/7, einzusetzen, um die Durch-
führung dieser und ähnlicher Maßnahmen, die der Sicherheitsrat in Zukunft verabschiedet,
zu stärken;

3. beschließt, mit der Angeua1tnheit befasst zu bleibtn.

Auf der 5507. Sitzung einstimmig verabschiedet.

Beschluss

Auf seiner 5599. Sitzung am 19. Dezember 2006 behandelte der Sicherheitsrat den
Punkt „Allgemeine Fragen im Zusammenhang mit Sanktionen“.

Resolution 1730 (2006)
vom 19. Dezember 2006

Der Sicherheitsrat,

unter Hinweis auf die Erklärung seines Präsidenten vom 22. Juni 2006268,

betonend, dass Sanktionen ein wichtiges Instrument zur Wahrung und Wiederherstel-
lung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit sind,

ferner betonend, dass alle Mitgliedstaaten verpflichtet sind, die vom Sicherheitsrat ver-
abschiedeten bindenden Maßnahmen vollinhaltlich durchzuführen,

auch weiterhin entschlossen, sicherzustellen, dass Sanktionen sorgfältig auf die Unter-
stützung klarer Ziele ausgerichtet sind und so angewandt werden, dass ihre Wirksamkeit in
einem angemessenen Verhältnis zu den möglichen nachteiligen Auswirkungen steht,

entschlossen, dafür Sorge zu tragen, dass faire und klare Verfahren vorhanden sind, die
die Aufnahme von Personen und Einrichtungen in Sanktionslisten und ihre Streichung von
diesen Listen sowie die Gewährung von Ausnahmen aus humanitären Gründen regeln,

1. verabschiedet das Listenstreichungsverfahren, das in dem dieser Resolution als
Anlage beigefügten Dokument enthalten ist, und ersucht den Generalsekretär, innerhalb des
Sekretariats (Unterabteilung Nebenorgane des Sicherheitsrats) eine Koordinierungsstelle zur
Entgegennahme von Listenstreichungsanträgen und zur Wahrnehmung der in der beigefügten
Anlage beschriebenen Aufgaben zu schaffen;

2. weist die durch den Sicherheitsrat eingesetzten Sanktionsausschüsse, einschließ-
lich der Ausschüsse nach Resolution 751 (1992), 918 (1994), 1132 (1997), 1267 (1999), 1518
(2003), 1521 (2003), 1533 (2004), 1572 (2004), 1591 (2005), 1636 (2005) und 1718 (2006),
an, ihre Leitlinien entsprechend zu überarbeiten;

3. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben.

Auf der 5599. Sitzung einstimmig verabschiedet.

268 S/PRST/2006/28.
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Anlage

Listenstreichungsverfahren

Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, innerhalb des Sekretariats (Unterabteilung
Nebenorgane des Sicherheitsrats) eine Koordinierungsstelle zur Entgegennahme von Listen-
streichungsanträgen zu schaffen. Antragsteller, die die Streichung ihres Namens aus einer Li-
ste beantragen wollen, können dies entweder mit dem nachstehend beschriebenen Verfahren
über die Koordinierungsstelle oder über ihren Wohnsitz- oder Staatsangehörigkeitsstaat
tun.269

Die Koordinierungsstelle hat folgende Aufgaben:

1. Sie nimmt Anträge eines Antragstellers (in den Listen des Sanktionsausschusses ent-
haltene Einzelperson(en), Gruppen, Unternehmen und/oder Einrichtungen) auf Listenstrei-
chung entgegen.

2. Sie prüft, ob es sich um einen neuen oder einen wiederholten Antrag handelt.

3. Handelt es sich um einen wiederholten Antrag und enthält er keine zusätzlichen Infor-
mationen, sendet sie ihn an den Antragsteller zurück.

4.  Sie bestätigt dem Antragsteller den Antragseingang und unterrichtet ihn über das all-
gemeine Verfahren zur Antragsbearbeitung.

5. Sie leitet den Antrag zur Unterrichtung und gegebenenfalls zur Stellungnahme an die
Regierung(en), die die Aufnahme in die Liste beantragt hat (haben), sowie an die Regie-
rung(en) der Staatsangehörigkeits- und Wohnsitzstaaten. Letzteren wird nahegelegt, die Re-
gierung(en), die die Aufnahme in die Liste beantragt hat (haben), zu konsultieren, bevor sie
die Listenstreichung empfehlen. Zu diesem Zweck können sie sich an die Koordinierungs-
stelle wenden, die bei Einverständnis des Staates (der Staaten), der (die) die Aufnahme in die
Liste beantragt hat (haben), den Kontakt mit diesem Staat (diesen Staaten) vermittelt.

6. a) Empfiehlt nach diesen Konsultationen eine Regierung die Listenstreichung, leitet
diese Regierung ihre Empfehlung samt einer Erläuterung entweder über die Koordinierungs-
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7. Die Koordinierungsstelle leitet alle Mitteilungen, die sie von einem Mitgliedstaat erhält,
zur Unterrichtung des Ausschusses an diesen weiter.

8. Sie informiert den Antragsteller

a) über den Beschluss des Sanktionsausschusses, dem Listenstreichungsantrag statt-
zugeben, oder

b) darüber, dass das Prüfungsverfahren des Listenstreichungsantrags innerhalb des
Ausschusses abgeschlossen wurde und dass der Antragsteller weiter auf der Liste des Aus-
schusses geführt wird.

Beschluss

Auf seiner 5605. Sitzung am 21. Dezember 2006 behandelte der Sicherheitsrat den
Punkt „Allgemeine Fragen im Zusammenhang mit Sanktionen“.

Resolution 1732 (2006)
vom 21. Dezember 2006

Der Sicherheitsrat

1. begrüßt den Bericht der Informellen Arbeitsgruppe für allgemeine Sanktionsfra-
gen270 nach Ziffer 3 der Mitteilung des Präsidenten des Sicherheitsrats vom 17. April 2000271;

2. beschließt, dass die Arbeitsgruppe ihr in der Mitteilung des Präsidenten des Si-
cherheitsrats vom 29. Dezember 2005272 enthaltenes Mandat, allgemeine Empfehlungen zur
Verbesserung der Wirksamkeit der Sanktionen der Vereinten Nationen zu erarbeiten, erfüllt
hat;

3. nimmt mit Interesse Kenntnis von den in dem Bericht der Arbeitsgruppe enthalte-




